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Preußiſche Gejchjammlung 


1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 14. Januar 1930 | Nr. 3 


Tag Inhalt: Seite 
, , d ß OR de 5 

30. 12. 29. Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau des Eilenriedegrabens und des Flußgrabens 
en dis Sa ¶ 8 . ß 4 


h ung der 125 dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
ß w ⁵̃) RE RE 


(Nr. 13465.) Wuppergeſetz. Vom 8. Januar 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
J. Zweck, Umfang und Rechtsſtellung. 


8 1. 
(1) Für das Niederſchlagsgebiet der Wupper von der Quelle bis zur Mündung in den Rhein, 
jedoch mit Ausnahme des Niederſchlagsgebiets der Dhünn, wird eine Genoſſenſchaft gebildet mit 
dem Namen „Wupperverband“. 
(2) Die Grenzen des Gebiets beſtimmt der zuſtändige Miniſter. 


8 2. 
(1) Der Verband hat die folgenden Aufgaben: 

1. Verwaltung des geſamten Waſſerſchatzes der Wupper und ihrer Nebenflüſſe; 

2. Reinhaltung der Wupper und ihrer Nebenflüſſe durch Reinigung der Induſtrie⸗ und 
Wohnſtättenabwäſſer, jedoch unterhalb von Barmen⸗Elberfeld mindeſtens jo weit, daß 
Geruchsbeläſtigungen und geſundheitsſchädigende Schlammablagerungen vermieden 
werden; i 

3. Ausgleich der Waſſernutzungen zugunſten des Trink- und Fabrikationswaſſers; 

4. Regelung der Vorflut und Hochwaſſerſchutz, Beſeitigung von Hinderniſſen des Waſſer⸗ 

abfluſſes nach einem einheitlichen Plane; 

5. Unterhaltung der Wupper und ihrer Nebenflüſſe einſchließlich der Ufer. 

(2) Der Verband hat die für die Erfüllung feiner Aufgaben notwendigen Anlagen her⸗ 
zuſtellen und zu betreiben. Er iſt berechtigt, die das Verbandsgebiet durchfließenden Waſſerläufe 
auszubauen und zu benutzen. 5 N 7 5 33 
(3) Die Baupläne des Verbandes ſowie ihre Anderungen und Ergänzungen unterliegen der ee 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. fes 
() Die Aufgaben des Verbandes find von den bisher hierzu Verpflichteten weiter zu 
erfüllen, bis der Verband ſie übernimmt. 
(6) Werden Nachteile, die infolge einer Waſſerentnahme oder einer Waſſerableitung durch 
den Verband oder mit ſeiner Genehmigung durch andere entſtehen, durch Anlagen des Verbandes 
ausgeglichen, ſo können Triebwerksbeſitzer und andere Nutzungsberechtigte weder Unterlaſſung der 
Waſſerentnahme bzw. ableitung noch Entſchädigung verlangen. 


Ss 3. 
Der Verband iſt berechtigt, im Auftrage von Beteiligten Anlagen herzuſtellen, zu unter⸗ 
halten und zu betreiben, die zur Erfüllung ſeiner Aufgaben zwar nicht erforderlich ſind, aber damit 
im Zuſammenhange ſtehen. Die Koſten trägt der Auftraggeber. 
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8 4. 


Verleihungen und Genehmigungen zur Benutzung der Wupper und ihrer Nebenflüſſe im 
Verbandsgebiete 1 wenn der Verband widerſpricht, zu verſagen, ſoweit fie feinen Aufgaben 
entgegenſtehen. In den Verleihungsverfahren gilt er als Beteiligter. 


Een 


| In das Verbandsgebiet können durch Beſchluß der Verbandsverſammlung angrenzende 
Gebiete auch im Niederſchlagsgebiete der Dhünn einbezogen werden, ſoweit es zur Durchführung 
der Verbandsaufgaben erforderlich iſt. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen 


Miniſters. 


8 6 


Der Verband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


8 7. 


Genoſſen ſind: 


1 


2 
3. 
4. 


9 
10. 


die im Verbandsgebiete liegenden Stadtkreiſe; 


die im Verbandsgebiete liegenden kreisangehörigen Stadt⸗ und Landgemeinden; 


die im Verbandsgebiete liegenden Landkreiſe; 


die im Verbandsgebiete liegenden Waſſergenoſſenſchaften und Deichverbände mit 
Ausnahme der Wuppertalſperrengenoſſenſchaft; 


die Eigentümer der im Verbandsgebiete liegenden gewerblichen Unternehmungen und 


ſonſtigen Anlagen, ſoweit ſie mit einem Mindeſtbeitrage (8 13 Ab. 4) zu den Verbands⸗ 
laſten veranlagt ſind. 


8 


Satzung muß Beſtimmungen enthalten über: 


den Sitz des Verbandes; 
. die Feſtſetzung des Mindeſtbeitrags nach §S 7 Nr. 5; 
die Feſtſetzung einer Einheit an Jahresbeitrag, die zur Teilnahme an der Verbands⸗ 


verſammlung und zur Abgabe einer Stimme berechtigt (8 11 Abſ. 2); 


die Bildung von Gruppen und die Wahl von Gruppenvertretern (§ 11 Abſ. 3); 
die Gegenſtände, über welche die Verbandsverſammlung zu beſchließen hat, ſowie die 


Vorausſetzung und die Form der Einberufung der eee ihre 
Abſtimmung und die Vertretung . 1 


den Haushaltsplan; 
die Wahl, Zuſammenſetzung, Amtsdaaer und Beſugniſſe des Vorſtandes, ſeine 


Einberufung und Beſchlußfaſſung, die Vertretung nach außen, die Form über den 
Ausweis der Vorſtandsmitglieder und die Beurkundung der Vorſtandsbe ſchlüſſe; 


. die Amtsdauer der zu wählenden Mitglieder des Berufungsausſchuſſes (S 24), feine 


Einberufung und Beſchlußfaſſung ſowie die e die den Mitgliedern zu 
gewähren iſt; 


die Ausführung der Vorſchriften im 8 36 Abf. 2 und 3; 


die Form für die Bekanntmachungen des Verbandes. 


9 9. 


(1) Über die Satzung und ihre Anderungen beſchließt die erte 

O Die Satzung und ihre Anderungen bedürfen der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 
) Die Satzung und jede Anderung ſind auf Koſten des Verbandes in den Amtsblättern 
der Regierungsbezirke Düſſeldorf, Köln und Arnsberg zu veröffentlichen. ’ 
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8 10. 
Organe des Verbandes find: 
1. die Verbandsverſammlung; 
2. der Vorſtand. N 
Sal. 


() Die Verbandsverſammlung beſteht aus den ſtimmberechtigten Genoſſen. 

(2) Stimmberechtigt find die Genoſſen oder Vertreter der Gruppen (Abſ. 3), wenn der 
Jahresbeitrag eine in der Satzung feſtgeſetzte Höhe erreicht (Stimmeneinheit). Jede Stimmen⸗ 
einheit gewährt eine Stimme. Soweit die Beiträge noch nicht endgültig feſtſtehen, iſt der vom 
Vorſtande feſtgeſetzte Beitrag für die Zahl der auf Genoſſen oder Gruppenvertreter entfallenden 
Stimmen maßgebend. 

(3) Mit den Jahresbeiträgen oder Teilen von Jahresbeiträgen, die zu einer Stimmen⸗ 
einheit nicht ausreichen, können ſich die Genoſſen zu Gruppen zuſammenſchließen, die ſo viele 
Stimmen führen, als in den zuſammengelegten Beiträgen volle Stimmeneinheiten enthalten ſind. 

(4) Die Landkreiſe haben insgeſamt zehn Stimmen und ſind als ſolche beitragsfrei. Kommt 
eine Einigung über die Unterverteilung der Stimmen unter den Beteiligten nicht zuſtande, dann 
nimmt die Aufſichtsbehörde die Verteilung vor. Die Stimmträger werden von den Kreistagen 
gewählt. 

6) Hinzu treten noch zwei Stimmen für die Gemeinden und zwei weitere Stimmen für 
die Waſſergenoſſenſchaften und Deichverbände, die ſonſt in der Verbandsverſammlung nicht 
vertreten ſein würden. Die Aufſichtsbehörde des Wupperverbandes beſtimmt auf Zeit oder Widerruf 
die Gemeinden und die Waſſergenoſſenſchaften und Deichverbände, die dieſe Stimmen führen. 

(6) Die Genoſſen nach 8 7 Nr. 2, die unterhalb der Stadtgemeinde Barmen-Elberfeld liegen, 
haben nicht weniger als 30 vom Hundert aller Stimmen zu führen. Die Verteilung dieſer Stimmen 
erfolgt nach dem Verhältniſſe der Beitragsleiſtung. 


8 12. f ö 
() Der Vorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden, deſſen ſtändigem Vertreter ſowie zwölf 
Mitgliedern, die von der Verbandsverſammlung aus ihrer Mitte gewählt werden. Die im 8 7 
genannten Gruppen müſſen vertreten ſein. Hierzu tritt der geſchäftsführende Beamte des Verbandes. 
(2) Der Vorſtand iſt der geſetzliche Vertreter des Verbandes; 8 218 des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) iſt anzuwenden. f 0 


II. Aufbringung der Mittel und Aufſtellung der Beitragsliſte. 


5 § 13. 

() Die Verbandslaſten find durch Beiträge aufzubringen. 

(2) Der Vorſtand veranlagt die im § 7 unter 1, 2, 4 und 5 Genannten, zu 4 und 5 auch, 
ſoweit ſie nicht den Mindeſtbeitrag erreichen, zu den Beiträgen. Er ſtellt darüber eine Beitrags⸗ 
liſte auf. ten ee 6 

(3) Der Veranlagung zugrunde zu legen find ſowohl die unmittelbaren und mittelbaren 
Schädigungen, die der zu Veranlagende im Verbandsgebiete herbeiführt, als auch die unmittelbaren 
und mittelbaren Vorteile, die er von der Durchführung der Verbandsaufgaben zu erwarten hat. 
Hierbei darf die Beſeitigung eines nach den Vorſchriften des Waſſergeſetzes unzuläſſigen Zuſtandes 
den bisher Geſchädigten nicht als Vorteil angerechnet werden. Als mittelbarer Vorteil gilt 
nicht die Tatſache der Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft. Bei der Beitragsverteilung ſind bereits 
geleiftete nützliche Aufwendungen zur Verbeſſerung am Flußbett und Ufer zu berückſichtigen. Bei 
Berechnung der Beiträge iſt auf Verlangen den Stadtkreiſen das Waſſer, das ſie aus anderen 
Niederſchlagsgebieten in die Wupper leiten, beſonders gutzuſchreiben. 
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(4) An Stelle von Unternehmungen der im § 7 Nr. 5 bezeichneten Art, die den in der 
Satzung feſtgelegten Mindeſtbeitrag nicht erreichen, werden die Gemeinden herangezogen. Dieſe 
ſind berechtigt, dieſe Beiträge auf die genannten Verpflichteten zu verteilen. Die Umlegung erfolgt 
nach Maßgabe des S 20. 

(5) Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß die Zahlung der Beiträge, die für 
Lieferung von Triebwaſſer zu entrichten find, abweichend von Abſ. 4 geregelt wird. 


8 14. 

Der Vorſtand ſtellt einen Abdruck der Beitragsliſte und der dazu nötigen Erläuterungen 
den Veranlagten zu und macht ſie dabei mit dem Rechtsmittel bekannt. Gegen die Beitragsliſte 
ſteht den Veranlagten der Einſpruch zu, der ſchriftlich beim Vorſtand anzubringen iſt. Die 
Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen; ſie beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Beitragsliſte. 


§ 15. 

Über den Einſpruch entſcheidet der Vorſtand nach Ablauf der Einſpruchsfriſt. Er iſt befugt, 
über den Einſpruch mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Die mit Gründen zu verſehende 
Entſcheidung iſt den Veranlagten mitzuteilen, die Einſpruch erhoben haben oder deren Veranlagung 
infolge der von anderen Veranlagten erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. Auch iſt die 
Beitragsliſte, ſoweit erforderlich, zu berichtigen. 0 

8 16. 

Sind die Einſprüche erledigt, ſo ſetzt die Aufſichtsbehörde die Beitragsliſte feſt. Ihre 
Prüfung beſchränkt ſich darauf, ob bei Aufſtellung der Beitragsliſte die Formvorſchriften nach 
Geſetz und Satzung erfüllt worden ſind. 


§ 17. 

(J Die feſtgeſetzten Jahresbeiträge find den Veranlagten mitzuteilen und von ihnen für 
jedes Vierteljahr in der erſten Hälfte des zweiten Monats an die Verbandskaſſe abzuführen. Die 
Verpflichtung zur Zahlung wird durch die Erhebung des Einſpruchs nicht berührt. 

(2) Durch Beſchluß des Vorſtandes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 


i 8 18. ü 
Die Beiträge ſind öffentliche Laſten. Sie können im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden. Das Beitreibungsverfahren kann ſich auch gegen Pächter und andere 
Nutzungsberechtigte richten. 


§ 19. 
Entſtehen im Verlauf eines Veranlagungszeitraums Anlagen der im § 7 Nr. 5 bezeichneten 
Art, werden beſtehende Anlagen weſentlich geändert oder fallen Beiträge bei der Einziehung aus, 
jo können dieſe Umſtände in einer Nachtragsliſte berückſichtigt werden. Für die Aufſtellung und 
Feſtſetzung einer Nachtragsliſte ſowie ihre Anfechtung gelten die Beſtimmungen für die Beitragsliſte. 


8 20. i 

(1) Die Beiträge der Gemeinden ſind nach Maßgabe des e dlehrabengeiehes vom 
14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 
(Sefekfanumt, S. 495) aufzubringen. Dabei gelten die Verbandsanlagen als Werguzalkeee der 
Gemeinden im Sinne des Kommunalabgabengeſetzes. 

(2) Die in der Beitragsliſte oder in der Nachtragsliſte mit Beiträgen Veranlagten dürfen 
wegen der bei ihrer Veranlagung bereits berückſichtigten unmittelbaren und mittelbaren Vorteile 
nicht mit kommunalen Gebühren, Beiträgen oder Vorausleiſtungen belegt werden. 
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g 21. a 
() Die Beitragsliſte iſt zu regelmäßigen, von der Verbandsverſammlung zu beſtimmenden 
Zeiträumen aufzuſtellen. 
E) Die Verbandsverſammlung kann Grundſätze für die künftige Veranlagung aufſtellen. 
Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


8 22. 

(1) Haben Eigentümer nicht im Verbandsgebiete liegender Unternehmungen oder nicht im 

Verbandsgebiete liegende Stadt- oder Landgemeinden oder Waſſergenoſſenſchaften und Deich- 
verbände von den ausgeführten Verbandsanlagen Vorteile oder führen ſie Schädigungen im 
Verbandsgebiete herbei, ſo können ſie nach ihrer Anhörung vom Verbandsvorſtande zu Beiträgen 
gemäß den Vorſchriften herangezogen werden, die gelten würden, wenn ſie im Verbandsgebiete 
lägen. Die Beiträge dürfen, ſoweit ſie wegen des dem Herangezogenen aus den Verbandsanlagen 
erwachſenden Vorteils erhoben werden, dieſen Vorteil nicht überſteigen. 
f (2) Der Verband iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Herangezogenen auf ihr Verlangen in 
den Verband aufzunehmen, die Eigentümer der im 8 7 Nr. 5 bezeichneten Unternehmen jedoch nur, 
ſofern ſie zu einem in der Satzung für die Aufnahme in die Beitragsliſte vorzuſchreibenden Mindeſt⸗ 
beitragsſatze ($ 13) zu den Verbandslaſten veranlagt werden. 

(8) Streitigkeit in den Fällen des Abſ. 1 und Abſ. 2 entſcheidet der Bezirksausſchuß im 
Verwaltungsſtreitverfahren. 


III. Berufung. 
872 

(0) Gegen die Veranlagung ſteht den Veranlagten, ſoweit fie Einſpruch erhoben haben 
($ 14) oder durch die Berichtigung der Beitragsliſte (8 15) betroffen find, binnen einer Friſt von 
vier Wochen die Berufung zu. Über die Berufung entſcheidet der Berufungsausſchuß. Die Be⸗ 
rufungsfriſt beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Mitteilung über die Beiträge (88 17 und 19). 

(2) Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zum Verband entſcheidet der Bezirksausſchuß im 
Verwaltungsſtreitverfahren; jedoch werden Streitigkeiten darüber, ob die im 8 7 Nr. 5 Genannten 
zu dem in der Satzung vorgeſchriebenen Mindeſtbeitragsſatze zu den Verbandslaſten veranlagt 
werden können, vom Berufungsausſchuß entſchieden. 


S 24. 
050 Der Berufungsausſchuß beſteht aus: 

de einem von der Aufjichtsbehörde zum Vorſitzenden zu ernennenden ee 

2. einem von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Kulturbaubeamten; 

3. einem von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Gewerbeaufſichtsbeamten; 

4. vier von der Verbandsverſammlung zu i eden e welche nicht Vorſtands⸗ 
mitglieder ſein dürfen. Jede der im 8 7 Nr. 1, 2, 3 und 5 genannten Gruppen muß 
vertreten ſein. 

e) Für jedes Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu beſtellen. 


8 25. 
( Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes find öffentlich. 
(2) Den Geſchäftsgang und das Verfahren des Berufungsausſchuſſes regelt der zuſtändige 
Miniſter. 
8 256. 
(1) Der Berufungsausſchuß iſt befugt, den Verbandsvorſtand zu hören und über die 
Berufung mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. 
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(2) Seine Entſcheidungen find mit Gründen zu verſehen und denen mitzuteilen, die Berufung 
eingelegt haben. Sie ſind endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


8:27. 

() Die Koften der Veranlagung und der Berufung trägt der Verband. Soweit die 
Berufung abgewieſen wird, kann der Berufungsausſchuß die Koſten des Berufungsverfahrens 
ganz oder teilweiſe demjenigen auferlegen, der die Berufung eingelegt hat. 

2) Für die Einziehung der Koſten gelten die für die Einziehung der Beiträge gegebenen 
Vorſchriften. 


IV. Inanſpruchnahme von Grundſtücken zu Anlagen des Verbandes, 
Verhütung und Erſatz von Schäden. 


Ss 28. N 
Der Verband iſt berechtigt, nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) das zur Ausführung ſeiner Anlagen 
erforderliche Grundeigentum nach den von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten Bauplänen im 
Wege der Enteignung zu erwerben oder dauernd zu beſchränken. 


§ 29. 

(1) Der Verband hat bei Durchführung feines Unternehmens diejenigen Einrichtungen 
herzuſtellen, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen gegen Gefahren und Nachteile 
notwendig ſind, wenn ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich 
gerechtfertigt ſind; er hat auch die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu treffen. 
Zu dieſen gehören die durch das Unternehmen bedingten Anderungen an öffentlichen Wegen und 
den in ihrem Zuge belegenen Brücken. Der Wege- und Brückenunterhaltungspflichtige hat, 
unbeſchadet auf beſonderen Titeln beruhender Verpflichtungen, zu den Koſten ſo viel beizutragen, 
als ihm durch die Anderung Koſten erſpart werden, die er ſonſt zur Erfüllung ſeiner Unter⸗ 
haltungspflicht hätte aufwenden müſſen. 

e) Sind von dem Unternehmen nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch die das Recht 
eines anderen beeinträchtigt werden würde, ſo kann dieſer die Herſtellung von Einrichtungen 
fordern, welche die nachteiligen Wirkungen ausſchließen. Das gleiche gilt, wenn zu erwarten iſt, 
daß durch Veränderungen des Waſſerſtandes fremde Grundſtücke oder Anlagen geſchädigt werden, 
zum Nachteil anderer die Vorflut verändert oder das Waſſer verunreinigt oder die einem anderen 
obliegende Unterhaltung von Waſſerläufen oder ihrer Ufer erſchwert wird. 

(3) Soweit in den Fällen des Abſ. 2 die nachteiligen Wirkungen nicht durch Einrichtungen 
ausgeſchloſſen werden können, die mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerecht⸗ 
fertigt ſind, ſteht den Benachteiligten Entſchädigung zu. a 

(4) Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden iſt zu erſetzen. 

( Läßt ſich der Schaden nach Umfang oder Dauer nicht im voraus abſchätzen, fo iſt die 
Entſchädigung auf Antrag des Berechtigten oder des Verbandes nach Ablauf eines jeden Jahres 
feſtzuſetzen. 

(6) Bei der Durchführung des Unternehmens hat der Verband dafür zu ſorgen, daß eine 
Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vermieden wird, und daß insbeſondere die 
Bedingungen für das Wachstum und die Erhaltung der Baumbeſtände nicht verſchlechtert werden, 
und daß durch die Maßnahmen des Verbandes zerſtörte Baumbeſtände nach Möglichkeit wieder 
aufgeforſtet werden, ſoweit das mit dem Zwecke und der Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens 
vereinbar iſt. 835 

(7) Dem Verbande liegt auch die Unterhaltung der in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Ein⸗ 
richtungen ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den Umfang einer beſtehenden Verpflichtung 
zur Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke dienender Einrichtungen hinausgeht. : 
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5 § 30. 

() Soweit nicht eine Planfeſtſetzung im Enteignungsverfahren ſtattgefunden hat, werden 
die Verpflichtungen des Verbandes nach folgenden Vorſchriften feſtgeſtellt. 

(2) Der Verband hat einen Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten 
Bauplan, aus dem die gemäß § 29 zu treffenden Einrichtungen zu erſehen ſind, dem Regierungs⸗ 
präſidenten einzureichen. Dieſer hat den Auszug in jedem Gemeindebezirk, auf den ſich die Wirkung 
des Unternehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens vier Wochen zu 
jedermanns Einſicht auszulegen. Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte Anſprüche auf Ein⸗ 
richtungen oder auf Entſchädigung erheben. Zeit und Ort der Auslegung ſowie die Stelle, bei 
welcher ſolche Anſprüche ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll erhoben werden können, ſind durch 
das Amtsblatt und in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. Daneben ſoll allen bekannten Perſonen, 
die nach dem Ermeſſen der Behörde von nachteiligen Wirkungen betroffen werden können, ein 
Abdruck der öffentlichen Bekanntmachung zugeſandt werden. Auch der Gemeindevorſtand hat das 
Recht, Anſprüche zu erheben. Nach Ablauf der Friſt ſind die Anſprüche durch den Beauftragten 
des Regierungspräſidenten mit den Beteiligten und dem Verbande, nötigenfalls unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach Abſchluß der Erörterungen werden die dem Verband 
obliegenden Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß feſtgeſtellt. 

(3) Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit er nicht die Entſchädigung betrifft, den Beteiligten die 
Beſchwerde an den zuſtändigen Miniſter zu. Sie iſt binnen vier Wochen bei dem Bezirksausſchuß 
anzubringen. Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann binnen ſechs Monaten der 
Rechtsweg beſchritten werden; die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem den Beteiligten vom Be⸗ 
zirksausſchuſſe mitgeteilt iſt, daß eine Beſchwerde nicht erhoben oder über die erhobenen Beſchwerden 
entſchieden iſt. 


ö 8.81. 

(1) Auch nach dem Ablaufe der Auslegungsfriſt kann wegen nachteiliger Wirkung des Unter⸗ 
nehmens die Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen oder Entſchädigung nach § 29 
Abſ. 2 bis 5 gefordert werden, es ſei denn, daß derjenige, der den Anſpruch erhebt, ſchon vor Ablauf 
der Auslegungsfriſt die nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und 
bis zu dem Ablaufe der Friſt keine Anſprüche auf Herſtellung von Einrichtungen oder auf Ent⸗ 
ſchädigung erhoben hat. Der Ablauf der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Be⸗ 
ſchädigte glaubhaft macht, daß er durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle ver⸗ 
hindert worden iſt, die Friſt einzuhalten. Die Anſprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeit⸗ 
punkt, in welchem der Geſchädigte von dem Eintritt der nachteiligen Wirkung Kenntnis erlangt 
hat. Sie ſind ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht binnen dreißig Jahren nach der Fertigſtellung des 
Teiles des Unternehmens, durch den der Schaden verurſacht worden iſt, geltend gemacht werden. 

e) Für die Feſtſtellung der Verpflichtungen des Verbandes gelten ſinngemäß die Vor⸗ 
ſchriften des § 30. 


V. Staatsaufſicht. 


f § 32. 
Der Verband unterſteht der Aufſicht des Staates. Die Aufficht wird von dem Regierungs⸗ 
präſidenten in Düſſeldorf, in der Beſchwerdeinſtanz von dem zuſtändigen Miniſter ausgeübt. Sie 
beſchränkt ſich darauf, daß der Verband ſeine Angelegenheiten nach Geſetz und Satzung verwaltet. 


S 88. 
() Unterläßt oder verweigert es der Verband, Leiſtungen oder Ausgaben, welche dieſes 
Geſetz oder Satzung erfordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außerordentlich zu 
genehmigen, jo kann die Aufſichtsbehörde unter Anführung der Gründe die Aufnahme in den 
Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben und die Einziehung der 
erforderlichen Beiträge verfügen. 500715 s 15 
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(2) Gegen die Verfügung findet innerhalb zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ftatt. Die: Auffichtsbehörde hat für das Verwaltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu 
beſtellen, der ſie in allen Rechtshandlungen zu vertreten hat. 


§ 34. 
(1) Der Verband iſt berechtigt, einmalige Ausgaben durch Anleihen zu decken. 


(2) Dieſe Anleihen bedürfen, wenn ſie den Schuldenbeſtand vermehren, der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde. 


VI. Auflöſung des Verbandes. 


8 35. 8 
() Die Verbandsverſammlung kann die Auflöſung des Verbandes mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln aller Stimmberechtigten beſchließen. Sind in der Verbandsverſammlung nicht 
zwei Drittel aller Stimmberechtigten vertreten, ſo iſt mit einem Zwiſchenraume von mindeſtens 
vier Wochen eine zweite Verſammlung einzuberufen. Dieſe kann die Auflöſung mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen beſchließen. 


(2) Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 

(3) Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vorſtande zu⸗ 
geſtellt iſt. 

() Im übrigen finden auf die Auflöſung die für Waſſergenoſſenſchaften des preußiſchen 
Waſſergeſetzes geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


VII. Wuppertalſperrengenoſſenſchaft. 


Ss 36. 

(J) Die Wuppertalſperrengenoſſenſchaft iſt aufzulöſen. Die Auflöſung erfolgt durch Ver⸗ 
fügung des Negierungspräfidenten in Düſſeldorf; fie tritt in Kraft an dem in der Verfügung 
zu beſtimmenden Tage. Die Auflöſung iſt auf Koſten des Wupperverbandes in den für die 
amtlichen Bekanntmachungen des Wupperverbandes und der Wuppertalſperrengenoſſenſchaft 
beſtimmten Blättern ſofort zu veröffentlichen. Eine Liquidation findet nicht ſtatt. Das Ver⸗ 
mögen einſchließlich aller Rechte und Pflichten der aufgelöſten Wuppertalſperrengenoſſenſchaft 
geht mit dem Tage der Auflöſung auf den Wupperverband über. i 

(2) Die bisherigen Genoſſen der Wuppertalſperrengenoſſenſchaft haben bei Weiterzahlung 
von Beiträgen, die für einen normalen Betrieb der beſtehenden Anlagen der bisherigen Wupper⸗ 
talſperrengenoſſenſchaft notwendig ſind, Anſpruch auf das ihnen ſeither gelieferte zuſätzliche Trieb⸗ 
und Fabrikationswaſſer oder, falls die anderen Aufgaben des Verbandes eine Einſchränkung dieſer 
Waſſerabgabe bedingen, auf entſprechende Entſchädigung für die Minderleiſtung. Über Art und 
Umfang der Entſchädigung entſcheidet auf Anruf der Berufungsausſchuß endgültig. Grundlage 
für die Berechnung von Minderbelieferung mit zuſätzlichem Trieb- und Fabrikationswaſſer bildet 
das Beitragsregiſter der Wuppertalſperrengenoſſenſchaft. 


(3) Das Nähere beſtimmt die Satzung des Wupperverbandes. 


VIII. übergangsbeſtimmungen. 


Ss 37. 

Die erſte Verbandsverſammlung wird von der Aufſichtsbehörde berufen und geleitet. Sie 
beſteht aus einhundert Stimmeneinheiten. Von dieſen entfallen auf die Stadtkreiſe vierzig, die 
kreisangehörigen Stadt⸗ und Landgemeinden dreißig, die Landkreiſe zehn und die Eigentümer 
der im § 7 Nr. 5 genannten Anlagen zwanzig Stimmeneinheiten. 150 
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8 38. 

(1) Die Unterverteilung der Stimmeneinheiten innerhalb der Gruppen (8 7 Nr. 1, 2, 
3 und 5) erfolgt durch die Aufſichtsbehörde. 

(2) Die Vertreter der Stadtkreiſe und der kreisangehörigen Stadtgemeinden werden von 
den Stadtverordnetenverſammlungen, die Vertreter der Landgemeinden von den Gemeinde⸗ 
vertretungen und die Vertreter der Landkreiſe von den Kreistagen gewählt. Soweit Gemeinden. 
nur nach § 11 Abſ. 3 ſtimmberechtigt find, werden deren Vertreter durch den Kreistag gewählt; 
find mehrere Kreiſe beteiligt, beſtimmt die Aufſichtsbehörde des Verbandes den Kreistag. 


§ 39. 

(1) Die vorläufige Verbandsverſammlung beſchließt über die Satzung und wählt den 
Vorſtand. Sie iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittel der Stimmeneinheiten vertreten ſind. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo iſt eine neue Verſammlung einzuberufen, die ohne Rückſicht auf die Zahl 
der vertretenen Stimmeneinheiten beſchlußfähig iſt. In dieſer Verſammlung wird nach Stimmen⸗ 
mehrheit beſchloſſen. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag; für die Wahlen 
iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich. g 

(2) Kommt die Satzung innerhalb einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt 
von mindeſtens ſechs Monaten nicht zuſtande, jo erläßt fie die Aufſichtsbehörde. 


8 40. 


Weitere vom Vorſitzenden des Vorſtandes zu berufende und zu leitende Verbandsverſamm⸗ 
lungen ſind ſo lange auf Grund vorſtehender Beſtimmungen zu bilden, bis eine Veranlagung vor⸗ 
liegt, durch die eine Verbandsvertretung nach § 11 des Geſetzes möglich iſt. Über die Einberufung 
der dann zu bildenden erſten ordentlichen Verbandsverſammlung entſcheidet der Vorſtand, im 
Beſchwerdewege die Aufſichtsbehörde. 


8 41. 


Die zur Bildung des Verbandes erforderlichen Verhandlungen und Geſchäfte, einſchließlich 
der von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden, find gebühren- und ſtempelfrei. 


8 42. 
(1) Der Verband kann bei Inkrafttreten des Geſetzes beſtehende Anlagen eines Genoſſen, 
die den im 8 2 bezeichneten Aufgaben entſprechen, in Betrieb und Unterhaltung übernehmen. 
(2) Über den Umfang der Übernahme und die Art und Menge der zu übernehmenden Geräte 
entſcheidet der Berufungsausſchuß (88 24 ff.) endgültig. 


§ 43. 
Die Ausführung des Geſetzes liegt dem zuſtändigen Miniſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. Januar 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Miniſterpräſidenten: 


Hirtſiefer. Steiger. Schreiber. 


Dr.urunau, Hod beg stv. 129 
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(Nr. 13466.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau des Eilenriedegrabens und 
des Flußgrabens an die Stadt Hannover. Vom 30. Dezember 1929. 
Der Stadt Hannover wird gemäß dem § 155 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau SE 
a) des Eilenriedegrabens (auch Neuer Graben genannt), lid. Nr. 567 des Verzeichniſſes 
der Waſſerläufe II. Ordnung der Provinz Hannover, auf der Strecke von der Kugelfang⸗ 
trift (nördlich des Mittellandkanals) bis zur Einmündung in den Flußgraben und 
b) des Flußgrabens, lfd. Nr. 265 des Verzeichniſſes der Waſſerläufe II. Ordnung der 
Provinz Hannover, von der Einmündung des Eilenriedegrabens bis zur Einmündung 
in die Wietze 
übertragen. 


Berlin, den 30. Dezember 1929. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 


Becker. Steiger. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Dezember 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Iſerlohn für den Bau einer 
Kreisſtraße von Halden über Reh nach Oſtfeld 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 52 S. 207, ausgegeben am 28. Dezember 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Dezember 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Gadeland für die Anlage 
eines Radfahrwegs an der linken Seite der Chauſſee von Gadeland bis zur Stadtgrenze 
Neumünſter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 52 S. 481, ausgegeben am 28. Dezember 1929. 
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